
1 von 1 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten 
geändert wird 

 

Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung 
 

Einbringende Stelle: Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
Vorhabensart: Bundesgesetz 

Laufendes Finanzjahr: 2019 
Inkrafttreten/ 

Wirksamwerden: 
2020 

Vorblatt 
 

Problemanalyse 
Mit BGBl. I Nr. 14/2019 wurde das B-VG dahingehend geändert, dass ab dem 1. Jänner 2020 die 
Angelegenheiten der "vom gesundheitlichen Standpunkt aus an Kurorte sowie Kuranstalten und 
Kureinrichtungen zu stellenden Anforderungen" nicht mehr Teil des Art. 12 B-VG sein werden. Diese 
Materie geht damit vollständig in die Kompetenz der Länder zur Gesetzgebung und Vollziehung über.  
 

Ziel(e) 
Formelle Anpassung des KAKuG an die mit 1. Jänner 2020 geänderten verfassungsrechtlichen Vorgaben. 
 

Inhalt 
Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme(n): 
Die Bestimmungen über Kuranstalten sind aus dem KAKuG zu streichen. 
 
Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 
 
Das Vorhaben hat keinen direkten Beitrag zu einem Wirkungsziel. 
 
Aus der gegenständlichen Maßnahme ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen auf den Bund, die 
Länder, die Gemeinden oder auf die Sozialversicherungsträger 
 
Anmerkungen zu sonstigen, nicht wesentlichen Auswirkungen: 
Keine. 
 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen 
Union. 
 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens 
Keine. 
 
Diese Folgenabschätzung wurde mit der Version 5.6 des WFA – Tools erstellt (Hash-ID: 753906952). 
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